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Schriftlicher Bericht 

des Außenhandelsausschusses 
(17. Ausschuß) 

über die von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgeleg- 
ten Vorschläge der Kommission der EWG für 

1. eine Verordnung des Rats über die Änderung und Verlänge- 
rung der Verordnung Nr. 3/63/EWG vom 24, Januar 1963 
betreffend die wirtschaftlichen Beziehungen zu den Ländern 
mit Staatshandel (landwirtschaftliche Erzeugnisse der Ver- 
ordnungen Nr. 19, 20, 21 und 22) 

— Drucksache IV/2027 — 

2. eine Verordnung des Rats über die Festsetzung der Ab- 
schöpfungsbeträge für Erzeugnisse der Geflügelwirtschaft, 
deren Zollsätze im GATT konsolidiert worden sind 

— Drucksache IV/2124 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Löhr 


Die vorliegenden Vorschläge der Kommission der 
EWG sind am 10. März bzw. 6. April 1964 dem 
Außenhandelsausschuß federführend und dem Aus- 
schuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
mitberatend gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes 
zu den Verträgen zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft überwiesen worden. 

Der Präsident hat den Außenhandelsausschuß ge- 
beten, bis zum 29. April 1964 dem Plenum des Bun- 
destages zu berichten. 

Der mitbeteiligte Ausschuß für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten hat die Vorschläge der Kom- 
mission der EWG in seiner Sitzung am 22. April, 
der Außenhandelsausschuß in seiner Sitzung am 
17. April 1964 beraten. 

Zu 1. 

Der Änderungsvorschlag zur Verordnung 
Nr. 3/63/EWG sieht eine Verlängerung der Gel- 


tungsdauer bis zum 31. Dezember 1965 und die Ein- 
beziehung der Marktordnungswaren, die unter die 
Verordnungen über die schrittweise Errichtung ge- 
meinsamer Marktorganisationen für Milch und 
Milcherzeugnisse, für Rindfleisch und Reis fallen, 
vor. 

Außerdem soll im Gegensatz zu der bisherigen 
Verordnung Nr. 3/63/EWG statt des Herkunftsbe- 
griffs der Ursprungsbegriff eingeführt werden. Fer- 
ner ist vorgesehen, die Einführung von Schätzbe- 
trägen den Mitgliedstaaten zwingend vorzuschrei- 
ben. 

Der Außenhandelsausschuß und der mitbeteiligte 
Ernährungsausschuß haben der vorgesehenen Ver- 
längerung sowie der vorgeschlagenen Einbeziehung 
weiterer EWG-Marktordnungswaren zugestimmt, je- 
doch die Einführung des Ursprungsbegriffs sowie 
die zwangsweise Einführung der Schätzbeträge ab- 
| gelehnt. 
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Zu 2. 

Der Vorschlag der Kommission für eine Verord- 
nung des Rats über die Festsetzung der Abschöp- 
fungsbeträge für Erzeugnisse der Geflügelwirt- 
schaft, deren Zollsätze im GATT konsolidiert wor- 
den sind, sieht die Wiederherstellung der Präferenz 
der Mitgliedsländer für diejenigen unter die Verord- 
nung Nr. 22 fallenden Erzeugnisse vor, deren Zoll- 
sätze im Rahmen der GATT-Verhandlungen konso- 
lidiert worden sind. Sie sieht ferner eine Regelung 


für die Tarifposition 15.01 B (Geflügel, Fett — aus- 
gepreßt oder ausgeschmolzen — ) vor, die in Artikel 1 
Abs. 2 der Verordnung Nr. 22 nicht aufgeführt ist 
und für die sonst eine Höchstgrenze für die Ab- 
schöpfungsbeträge dieses Erzeugnisses nicht fest- 
gelegt werden könne. 

Der mitbeteiligte Ausschuß für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten und der federführende 
Außenhandelsausschuß haben den Grundzügen des 
Vorschlages zugestimmt. 


Bonn, den 23. April 1964 


Dr. Löhr 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. die Vorschläge der Kommission der EWG — 
Drucksachen IV/2027, IV/2124 — zur Kenntnis 
zu nehmen-, 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, 

betr. der Verordnung des Rats über die Ände- 
rung und Verlängerung der Verordnung Nr. 
3/63/EWG vom 24. Januar 1963 betreffend die 
wirtschaftlichen Beziehungen zu den Ländern mit 
Staatshandel (landwirtschaftliche Erzeugnisse 
der Verordnungen Nr. 19, 20, 21 und 22) bei den 
Verhandlungen in Brüssel darauf hinzuwirken, 
daß der Ursprungsbegriff nicht an die Stelle des 
Herkunftsbegriffs tritt, und daß eine zwangs- 
weise Einführung der Schätzbeträge nicht erfolgt. 


Bonn, den 23. April 1964 


Der Außenhandelsausschuß 


Dr. Serres 

Vorsitzender 


Dr. Löhr 

Berichterstatter 
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